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Was bringt uns 1931? 


Die Lage in Handel und Gewerbe sieht heute düsterer aus als je. 


1930 hat der polnischen Wartschalt, 
knapp bevor es zu Ende ging, noch manche Enttauschung 
gebracht. Vor allem, was das neugewahlte Parlament be 
irilft. Wer von ihm er tet hatte, daß der Sejm für die 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten mehr Verstandnis aul- 
hringen werte, als sein Vorganger, ist bitter enttanscht 
worden, Das Budget für die Periode 1931/32 ist im Ver- 
gleich zum Vorjahre nur ganz unwesentlich reduziert worden, 
wiewohl man allen Grund hatte, die Ausgaben durch eine 
entsprechende Senkung der verminderten Steuerkraft der 
Bevölkerung wenigstens teilweise anzupassen. Die Rati- 
fizierung einer ganzen Reihe von Handelsvertragen ist nicht 
erledigt worden, eine Notwendigkeit, der man sich um so 
weniger hatte verschließen dürfen, als der Export bei der 
»cherfen Konkurrenz auf dem Weltmarkt von Monat zu 
Monat zurückgeht. Handel und-Gewerbe hatten sich der 
Hoffnung hingegeben, daß der im März y. Js. erfolgte Ab- 
schluß des ee mit Deutschland eine Trweite- 
rung der indlagen ihrer Umsatze ermoglichen nnd den 
Weg für eine Aufhebung der mannigfachen Warenemfuhr- 
beschrankungen freimachen werde Die Landwirtschaft 
wiederum setzte ihr ganzes Vertrauen darin, daß die nene 
agrarfreundliche Politik der Regierung, die sich in der Ein- 
führung von Einfuhrzöllen und Ausfuhrpramien dokumen- 
tierte, eine Hebung der Agrarpreise auslösen und so Polen 
vor der Deraute auf den Weltmarkten bewähren werde. 
Alle Wirtschaftskreise aber druckten die Hoffnung aus, 
daß die Regierung der starken Hand nach ihrem ‚‚Wuhl- 
ge“ endlich in der Lage sein werde, der Volkswirtschaft 
die so notwendigen Auslandskredite zu verschaffen, um den 
ausgebluteten Organismus mit neuen Lebenssäften auszu- 
statten, Schließlich hegte man allenthalben die Überzeugung, 
daß die Regierung ihre zahllosen Versprechungen hinsicht- 
lich eines Abbaues des Ftatismus erfüllen und damit die 
Hindernisse, die auf Schritt und Tritt der privatwirtschaft- 
lichen Initiative in den Weg gelegt wurden, wegraumen 
werde. 

Keine einzige dieser Hoffnungen hat sich erfüllt, Das 
abgelaufene Jahr hat auf allcn Gebieten des Wirtschafts- 
lebens eine weitere Verschärfung mit sich gebracht. Der 
Handelsvertrag mit Deutschland, wiewohl noch im Marz 
des Vorjahres unterfertigt, ist bis zum heutigen Tage nicht 
ins Leben getreten, und es bleibt ganz ungewiß, wann die 
Ratifizierung erfolgt. Alle Hoffnungen auf die Erlangung 
von Auslandskrediten haben fehlgeschlagen, und es ist be- 
merkenswert, daB im Jahre 1930, in einer Pericde von noch 
me verzeichneter Geldverbilligung, keine einzige großere 
Anleihe nach Polen hereinkam, wahrend in der gleichen 
Zeit nach Deutschland, wo die Krise ein ungleich scharferes 
Ausmaß angenommen hatte, rund 11% Milliarden Mark aus 
dem Ausland eingeflossen sind. 


Das Krisenjahr 


Die Umsätze sind um 25—30 Prozent gegen das Vor- 

jahr zurückgegangen, wahrend die Z ‚einstellungen 
und Protestwechsel eine noch nie verzeichnete Rekordziffer 
erreicht haben. Die Situation der Landwirtschaft sieht 
trotz aller Hilfsmaßnahmen der Regierung und trotz der 
im Vorjak stattgefundenen internationalen Agrarkonfe- 
renzen in Sinaia und in Warschau geradezu hoffnungslos 
aus. Der gewaltige Rückgang der Kaufkraft der Bevölke- 
rung löste eine bedeutende Schrumpfung der industriellen 
Produktion aus und damit einen Anstieg der Arbeitslosig- 
keit auf einen in den Vorjahren um diese Zeit nie erreichten 
Höchststand. 
Auch der Jahresbeginn sieht recht trúbe aus. Aus dem 
ganzen Lande mehren sich die Hiobsposten. Nachdem die 
Lodzer Textilindustrie sich zu Ende des Vorjahres zur 
Sperrung der größten Betriebe entschlossen hat, erfahrt 
man nun, daß in Oberschlesien Kohlenbergbau und Eisen- 
industrie sich zu weiteren Betriebseinschrankungen genötigt 
sehen, wahrend andere Industriezweige, um sie hintanzu- 
halten, den Arbeitern eine Lohnkürzung vorschlagen. Be- 
triebseinschrankungen und Kurzarbeit sind heute schon 
in allen Industrien an der Tagesordnung. Der Verkehr auf 
den Staatsbahnen weist enorme Ausfälle auf, die Steuer- 
eingange fließen sparlicher und, um dieses düstere Wirt- 
schaftsbild zu vervollstandigen, kam noch am 31. Dezember 
das Erlöschen des deutsch-polnischen Holzabkommens hin- 
sich die ganze Holzwirtschaft Polens vor eine 
erige Situation gestellt sieht, dadurch sind aber 
die deutsch-polnischen Wirtschaftsbeziehungen einern neuen 
harten Druck ausgesetzt: denn Deutschland steht es heute 
frei, zu den Schnittholz-Kampfzollen gegenüber Polen 
zurückzukehren. Polen wiederum zu seinen Behinderungs- 
maßnahmen der Rundhalzausfuhr nach Deutschland; das 
Ergebnis wird eine neuerliche Zuspitzung der gegenseitigen 
Verhaltnisse sein. = 

Die internationale Wirtschaftskrise, die sich als eine 
Kombination einer Produktions-, Handels- und Kapitals- 
krise darstellt, beruhrt Polen am empfindlichsten ın ihren 
Rückwirkungen auf den Kapitalsmarkt. Der Staat kann 
den Arbeitslosen die Notstandsanleihe nicht entziehen, ohne 
ihnen Arbeitsgelegenheiten zu bieten, aber wenn er Arbeits- 
gelegenheiten schaffen soll, braucht er Kapital, uud An- 
leihen sind seit dem Börsenzusammenbruch in Amerika 
und Frankreich nicht anzubringen. 

Arheit gibt es in Polen in Hülle und Fulle. 

Von den Wasserkräften ist erst ein Teil ausgebaut, 
von dem anbaufahigen Grund und Boden sind weite Strecken 
noch nicht urbar gemacht, die Sümpfe in Polesien noch 
nicht entwässert u, v m. Die Eisenbahnen sind in ihren 
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Investitionen stark rückstandig. Fahrpark, Oberbau und 
Brücken bedürfen vielfach der Erneuerung. Was Polen in 
erster Linie braucht, ist also Kapital. Damit ware eine 
Möglichkeit geschaffen, die sich immer hoher aufturmende 
Arbeitslosigkeit einzudammen. Denn fließen Kredite ins 
Land, so ware der Staat in der Lage, der schwer bedrängten 
Industrie unter die Arme zu greifen und so die Stillegung 
von weiteren Großbetrieben zu verhüten. Bei dem heutigen 
Stand der Dinge sind viele Unternehmen zur Stillegung ge- 
nötigt, sei es, daß ihre Lagerbestände überfüllt sind, sei es, 
daß die Bankverbindung ihnen keine Kredite mehr gewahrt. 
Nimmt aber der Staat im Wege seiner Banken die Finanzie- 
rung auf sich, dann kann er die T’ortführung von Betrieben 
ermöglichen, die noch ertragsfahig sind 

Zuversichtlich kann man die Stimmung nicht nennen, 
in der die Finanzkreise, Industriellen und Kaufleute in das 
neue Jahr eingetreten sind. In der internationalen Wirt- 
schaftslage, mit der auch Polen zusammenhangt, ist noch 


.. 


kein Lichtblick wahrzunehmen. Die Kapitalaufzehrung, in 
der sich Polen seit Jahren befindet, ist noch nicht zum 
Stillstand gekommen, sie hat im Gegenteil Fortschritte ge- 
macht. Die Banken haben wieder ein Teil ihrer stillen 
Reserven eingebußt und werden sich zu einer Kürzung der 
Dividenden genötigt sehen Viel schlimmer steht es um 
die Industrieunternehmungen. Das Parlament kann die 
Wirtschaftsnot nicht beheben, aber es kann sie doch mildern, 
indem es durch Sparsamkeit in allen offentlichen Haushalten 
einen Abbau der Abgaben und mit ihm die so notwendige 
Neubildung von Kapital ermöglicht. Von den Postulaten, 
die die Wirtschaft beim Eintritt ins neue Jabr an die Adresse 
von Regierung und Parlament erhebt, sind u. a. die wich- 
tigsten: AbbaudesEtatismus, Ratifizierung 
des Handelsvertrages mit Deutschland 
und schließlich NDurchfuhrung der seit 
Jahr und Tag verlangten und wiederholt 
bereits zugesagten Steuerreform. 


Preisabbau in Industrie und Handel. 


Der starke Rückgang der Preise fast samtlicher Rohstoffe, der 
seit Beginn des Jahres 1930 auf dem Weltmarkt zu verzeichnen ist, 
hat uberall die Frage einer Senkung der Preise für Indusirieerzeug- 
nisse brennend gemacht. Andere Lander, darunter auch Deulsch- 
fand, haben bereits energisch mit einem Abbau dieser Preise be- 
gonnen, um sich der veranderten Konjunktur anzupassen. Polen 
stand bisher zurück, obgleich hier, angesichts des ndes der 
Preise für laudwirischaftliche Erzeugnisse, die Notwendigkeit, cine 
allgemeine Preissenkung der Industrieerzeugnisse durchzuführen, 
eher nach grösser ist in anderen Landern. Erst kurzlıch 
dieser Hinsicht ein Umschwung erfolgt, und zwar dadurch, 
das Wirtschaltskomitee des Minislerrates zu der Frage der 
senkung Stellung nahm und sich entschieden dafür aussprach, 


Das 
„Komitee beschloss, samtlichen Unteruehmerverbanden die Dürclh- 
führung einer Preissenkung nahezulegen, jedoch mit der Einschran- 
kırıg, dass die Löhne und Gehalter keinen Abbau erfahren sollten. 

Diese Entschliessung des Ministerrates hat im Lande bereits ein 
lebhaftes Echo hervorgerufen und auch schon vielfach postive Folgen 


gezeitigi. Den Anfang machte die Lodzer Textilindustrie, welche 
eine Reduzierung ihrer Preise um 5—20 Prozent beschloss. Es 
folgten einige andere Industriezweige uud letzthin auch der Einzel- 
handel; vor einigen Tagen hat der Warschauer Detailistenverband 
die Preise für Kolonlalwaren, Lebensmittel und Drogen ebenfalls um 
etwa 10 Prozent gesenkt, Es ist anzunchmen, dass diese Vorgange 
nur den Auftakt einer allgemeinen Preissenkungsbewegung darstellt 
Allerdings hat es sich bereits gezeigt, dass die vou der Re 
rung ausgegebene Parole: „Preissenkung ohne Lohnabbau” in 
Praxis kaum zu verwirklichen sein wird. 


dei 
In Lodz, Pabjantce, im 
Dabrowaer Industriebezirk und in einigen kleineren Betrieben haben 
die Unternehmer bereits die bestehenden Tariivertrage gekündigt, 
um eine Senkung der Löhne durchzuführen, und dieses Vorgehen 
hat schon an verschiedenen Stellen zu Konilıkten nnd kurzen Streiks 


geführt, Das Bestreben, die Löhne herabzuselzen, ist an sich durch- 
aus verstandlich, denn bei dem verhaltnismassig sehr geringen An- 
teil. deu der Rohstofipreis an den Fertigpreis einer Ware hat, kann 


eine erhebliche Senkung des Ferligpreises auf gesunder Grundlaz 
nur dann criolgen, wenn auch die Verarheitungsunkosten gesenkt 
werden. Jedoch dürite cinc Herabsetzung der Stener- und Sozial- 
lasten diesem Zwecke weit besser entsprechen und, Hand ın Hand 
mit einer Reduzierung der übrigen Unkosten, der Industrie und in 
Gewerbebetrieben endlich eiu einigermassen rentables Arbeiten hei 
en ermöglichen. 

ı Wichtigkeit, die das Problem der Preissenkung 
hat, müsste auch von der Regierung alles getan werden, 
um ihr die Wege zu ebneu, Die grosse Notlage unserer Wirtschaft 
ist, ab chen von den Verhaltnissen auf dem Weltmarkt, sicher auf 
das bei uns besonders krasse Missverhd t is zwischen den Preisen 
von Industrie- und landwirtschaftlichen Erzeugnissen zurückzu- 
führen, Denu bei der überragenden Bedeutung, die der Landwirt- 
schaft in Polens Wirtschaitsleben zukomnt, ist ihre stärkere oder 
schwachere Kaufkraft von massgebendem Einfluss auf die gesamte 
Inlandskonjunktur. Unter den gegenwartigen Verhaltnissen leidet 
nicht nur die Landwirtschaft selbst, sondern vor allem und in weil 
tkercm Masso die Kaulmannschaft und das Handwerk, deren Um- 
satze Immer noch in erschreckender Weise zurückgehen. 

Daher ist es nicht mehr als billig, dass hei der Preissenkungs- 
aktion die Interessen dieser Preise auch berücksichtigt werden. Die 
Gefalır liegt nahe, dass die Preissenkung auf Kosten des Einzel- 
handels und des Handwerks durchgeführt wird, indem ihre ohnchin 
so geringe Verdienstspanne noch verringert wird. Dies darfauf 
keinen Fall geschehen. Wenn mau sich darüber klar ist, 
welche Bedeutung dem Handel und dem Haudwerk als Güterver- 
teiler im volkswirtschaftlichen Organismus zukommt, muss um jeden 
Preis danach getrachtet werden, das Forthesteben ihrer so schwer 
bedrohten Existenz sicherzustellen. Dieser Grundsatz muss auch 
bei der Preissenkung festgehalten werden. Wem dies geschieht, 
so werdeu Handwerk und Handel sich dieser vernünftigen und ge- 
sunden Bewegung gern anschliessen und das ihrige dazu lun, um 
sie fatsachlich zu einem wirksamen Heilmittel für unseren kranken 
Wirtschaitskörper werden zu lassen. 


Die Besteuerung des Lebensmittelhandels. 


Von Georg Primas. 
1, Kleinhandel. 


Der Steuersatz der poluischeu Umsatzsteuer betragt grundsatz- 
lich 2 Prozent vom erzielten Bruttoumsatz. Dieser verhaltnismassig 
hohe Satz ist jedoch nicht auf Verbrauchsgüter des ersten Bedarfs 
anwendbar, denn eine derartige Steuer würde — durch Preisauf- 
schlag auf den Verbraucher abgewalzt — in zu hohem Masse die 
grossen Massen der armeren Volksschichten belasten. Daher wird 
in Art. 7, Punkt b) und c), des Oewerbesteuergesetzes bestimmt, 
dass Lebensmittel des ersten Bedarfs einem ermassigten Steuersatz 
unterliegen, der im Grosshandel t/s Prozent und im Kleinhandel 
1 Prozent vom Umsatz hetragi. Diese ermassigten Satze haben 
sich trotzdem in der Praxis als schwere Belastung der Wirtschait 
erwiesen. Insbesondere bilden sie cine bedeutende Erschwerung 
der Ausfuhr, wodurch sich die Regierung im Laufe des letzten 
Jahres veranlasst sah, die Ausfuhr verschiedener Verbrauchsgüter 
des ersten Bedaris ganzlich von der Umsatzsteuer zu beireien. 
Wir wollten diese Frage in einem spateren Aufsatz naher beleuchten 


und heute lediglich über die Besteuerung von Lebeusmiteln des 
ersten Bedarfs im Kleinverkauf sprechen. 

Was ist Kleinverkauf? 

Die Besteuerung des Kleinhandels mit Lebensmitteln hat Anlass 
zu haufigen Streitigkeiten zwischen Steuerzablern und -behördeu 
über die Auslegung des Begriffes „Kleinverkauf“ gegeben, Nach- 
stehend soll daher diese Frage unter Berücksichtigung der Rechl- 
sprechung des Obersten Verwallungsgerichts und der letzten Ruud- 
schreiben des Finanzministeriums erörtert werden. 

Kurze Zeit nach Inkrafttreten des Gewerbesteuergesetzes er- 
klarte das Finanzministerium den ihm unterstellten Steuerbehörden 
durch Rundschreiben vom 13. 2. 1926 (Nr. 150 LDPO. 2251/1), dass 
der ermassigie I prozentige Steuersatz gemäss Art. 7, Punkl c) 
des Gesetzes nur für selbstandige Handelsunternehmen in Frage 
komme. Derienige Produzent, der seine Ware (Lebensmittel des 
ersten Bedarfs) im Kleinhandel direkt an Verbraucher verkauft, sollte 
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2 Prozent Umsatzsieuer zahlen. Dieses Rundschreiben widersprach 
offensichtlich sowohl dem Wortlaut als auch dem Sinn der Bestim- 
mung des Art. 7, Punkt c) des Gewerbestenergeselzes. Es heisst 


dort: „I Prozent Umsalzsteuer zahlen Uuteruehmen, die den Klein- 
verkauf von Lebensmitteln des ersten Bedarfs führen,” Aus dem 
Wortlaut des Gesetzes geht also einwandfrei hervor, dass dem 


Gesetzgeber um die Vermeidung allzu höher Besteueruug der Güter 
des taglicheu Verbrauchs zu tun war und nicht um die Gewährung 
gewisser Erleichterungen einer bestimmten Klasse vou Handels- 
unternehmen. (Für diesen Fall waren iibrıgens Erleichterungen bei 
der Losung der Gewerbepatente viel zweckentsprechender, denn die 
Umsatzsteuer ist olınelin auf deu Verbraucher uberwalzbar.) Auf 
die Gesetzwidrigkeit und die daraus folgenden Ungerechtigkeiten 
des oben erwalınten Rundschreibeus wurde wiederholt in Eingaben 
und Protestnoten der interessierten Wirtschaftskreise, insbesondere 
seitens der Haudwerker t hingewiesen; aber plne Erfolg. 1 
zwischen hat das Oberste Verwaltungsgericht der Klage eines 
Lemberger Fleischers (Reg.-Nr. 52/29) zu der Frage Stellung ge- 
nommen und sich gegen die Aullassung des Finanzminisleriums 
ausgesprochen. Das Finanzministerism hat aber nicht konsequent 
auf die Entscheidung des Obersten Verwaltungsgerichts reagiert. 
Das Rundschreiben vom 10. 6, 1930, LDV. 6545/4130, das den Steue 
amtern über „die sich durch das Urteil des Obersten Verwaltung 
gerichts ergehenden Zweifel” Auiklärung geben soll, bestimmt, „dass 
der Iprozentige Steuersatz nur beim Verkauf von Lebensinitteln 
des ersten Bedarfs direkt aus Handwerksbeirieben (Haudwerker- 
karte!) oder Handel gewandt werden soll“. Es sind 
zwar iu der Haup ctriebe (F) her, Backer u. a 

die an dem ermassigten Satz memass Art interessiert 


unternehmen 


ae) 
sen bedentet dieses Rundschreiben schot eine wi 


rung für die Wirtschaft. In der Begrundung der cr- 
wahnten Entscheidung des Obersten Verwaltungsgerichts ist keiye 
Rede davon, dass laut Art. 7, Punkt c) des Gewerbesteuerge 
der ermässiglo Steuersatz in Frage konune, Die Beschrankung_ des 
ermossigten Satzes auf Handwerksbetriehe kann das Finauzimmiste- 
rium lediglich damit begrunden, dass zufallig ein Handwerker (Flei 
scher) die Entscheidung des Obersten Verwaltungsgerichts durch. 
gesetzt hat. Man kann jedoch erwarten, dass das Finanzministerium 
in nachster Zeit diesen haltloseu Standpunkt aufgehen wird und 
sich an die einzig mögliche Auslegung des Gesetzes halten wird, 
wonach für Lek mittel des ersten Bedarfs im Kleinhandel 1 Proz. 
Umsatzsteuer zu zahlen ist, unabhangig davon, oh leute, Hand- 


werker oder audere Gewcerhetreibende (Molkereien!) diese ver- 
verkaufen 

Welches sind Lebensmittel des ersten Bedarfs? 

Zum Schluss geben wir noch eine Aufstellung der Lebensunttel 


des ersten Bedarfs gemass Art, 
gesetzes: 

1, Getreide. 
scher Herkunft: 


7, Punkt c) des Gewerbesteuer- 


Bodenfrüchte und essbare Nahrungsinittel inlandi- 
Mehl, Backwaren, Grütze, Salz, Zucker, Molkerei- 
produkte, Fleisch, Pflanzen- und tierische Speisefette, Wurstwaren, 
Geireidekaffee usw. 

2. Hering, gi en, xerauchert und gebraten, 
auch anslandischer Herkunft (Pos. 


inlandischer sowie 
37, 4b) und c) des Zolltarifs), 


BE esetzgebung und Verwaltung, [E] 


Reform der Krankenkassen. 


Wie die Poln. Felegr.-Agentur (Polska Agencia Telegraficzna) er- 
fahrt, ist von den entscheidenden Stellen bereits ein Entwurf fi 
die territoriale Teilung der Krankenkassen in 4 Polen ausge- 
fertigt worden, Dieser Entwurf sicht die Aufhebung einer Reihe 
kleinerer Kassen vor, so dass von den bisherigen 243 nur 57 übrig- 
blieben, von denen Jede das Tätigkcitsgebict ınchrerer bisherigen 
Kasseu umfassen wurde. Nach dem Entwurf sollen sich u. a. in fol- 
genden Stadien Krankenkassen befinden: in Neustadt bzw. Gäingen 
(statt der bisherigen in Neustadt, Karilıaus und Berent), in Konitz 
(Konitz, Tuchel, Zempelburg), Dirschau (Dirschau, Stargard, Mewe), 


Strasburg (Strasburg, Nowe Miasto, Soldau), Grandenz (Graudenz- 
Stadt, Graudenz-Land und Schweiz), Thorn (Thorn, Kulmsee, Bric- 
sen, Kulm), Bromberg (Bremberg-Stadt und Land, Schubin, Znin, 
Wirsitz), Inowroclaw (Inowroclaw, Strelna und Mogilno), Obornik 
(Obornik, Wongrowitz, Kolmar), Samter (Samter, Birubaum, Czar- 
nikau), Gratz (Gratz, Wollstein, Neutomischel, Kosten, Schmiegel), 
Posen (Posen-Stadt und Land), Gostyri (Gostyń, Schrmm, Lissa, 
Rawılsch uud Koschmin), Gnesen (Guesen, Wreschen, Schrada, 
Jarolschin), Ostrowo (Ostrowo, Pleschen, Krotoschin, Adelnan, 

childberg, Kempen). folgt dann die Angabe der zusammeng 
ssten Krankenkassen im übrigen Polen. Durch die Neuorganisie 
rung der Krankeukassen wurden insgesami 186 selbstandige Kranken- 
kassen aufgehoben. Der Entwurf wird augenblicklich eingehend he- 
sprochen, 


Vorschriften über den Waffenhandel. 


P. Da in letzter Zeit vielen deutschen Kaufleuten das Recht, niit 
Waffen und Munition zu handeln enizoxen wurde und dann spater 
muter gewissen Bedingungen erteilt wurde, bringen wir nachstehend 
eine Zusammenstellung der im Bereich der Posener Wojewodschaft 
ani Grund einer Verordnung des Wojewoden vom 30. 11. 1926 gel- 
tenden Vorschriften über deu Waffen- und Munibousshandel und 
über die Berechtigung zum Tragen von Walfen, 

Ausser den Industriellen und Kaufleuten, die zur Herstellung 
und zum Verkauf von Munition und Waien berechtigt sind, ist es 
niemandem gestaltet, grössere Vorräte von Wallen und Munition 
zu besitzen. 

Kurze nud lange Schusswafien jegl 
dazu gehörigen Mimition, 


her Art einschliesslich der 
iletis und jange Jagdmesser dürfen nur 
an Personen verkauft oder abgegeben werden, die einen Wafien- 
schein vorlogen, der auf die entsprechende Waffe und den Namen 
des Kaufers lautet. Handelt 1 um Jagdwalfen, so muss der 
Kauler einen orduungsgemass ausgestellten Jagdschein besitz, 

Die Gewerbetreibenden, die zum Verkauf von Waffen und MUE 
tion berechtigt sind, dl verpilichtet, in ihrem Geschaft ciu Birch 
zu führen, m das unter laufender Nummer in jedem einzeluen Falle 
folgende Eintragungen zu machen sind: 

1. Datum des Verkaufs, 

2. Marke (enischlressiich Nr. der Waffe) und Anzahl der ver- 

kauften Wallen sowie Munition, 

3 Vor- und Zuname, Beruf des Kaufors, 

4. Nummer und Datum des Waffenscheins bzw. dos Jagdscheins 

sowie Angabe der Behorde, die denselben ausgestellt hat 

Das Buch muss einen festen Einband haben wid die Seiten 
inüssen fortlaufend uunteriert werde 

Vor Beginn der Eintragung ist das Buch der Ortspolizci- 
behorde vorzulegen, die es mit einem Amtssiegel versicht und gleich- 
zeilig die Anzahl der Seiten bestutigt, 

In diesem Buch darf ulcht radiert werden, 
gungen müssen leserlich sei, 
der Ortpolizeibehörde weder 

Auf Verlaugen der Poll 
polizei ist das Buch zur Einsichtnahme vorzulegen 

Kurze und lange Schusswaffen loglicher Art, Hicbwalten (S: bel); 
Stiletts und lange Jagdmesser dürfen nur diejenigen Personen 
die einen Wafleuschein bzw. Jagdschein besitzen, der auf eak 
Waifenart lautet. 

Diese Personen sind verpflichtet, den Waffenschein bei sich zi 
tragen und ihn jederzeit auf Verlangen den Polizeibehörden vorzu- 
zeigen. 

Milttarnersoner können kurze Schusswaffen (Revolver und 
Selbsttadepistolen), Kal, 6,3 und 9 min nur auf Grund einer schrift- 
lichen Erlaubnis ihrer vorgesetzten Behorde erhalten. Diese Ge- 
nehmigung bleibt beim Verkaufer der Waffe und dient als Beleg 
dafür, dass diese an eine Person verkauft wurde, die zum Kauf 
berechtigt war. 

Funktionare der Staatspolizei dürfen kurze Schusswaffen jeg- 
lichen Kalihers, die gleichzeitig zu dienstlichen Zwecken benutzt 
werden sollen, als Eigentum nur auf Grund emer Erlaubnis des 
Kreiskommaudanten bzw. Kommissars der Staatspolizei erhalten, 


samtliche Eintra- 
fernerbin darf es ohne Genehmigung 
anz noch teilweise vernichtet werden. 
ehorde sowie der Organe der Staats- 


Poznan, ul. Wiazdowa 3 
Postscheck-Nr. Poznan 200 192 


Landesgenossenschaitshank 


Drahtanschrift: Raiffeisen. 


BU Eriedigung allerBankgeschäfte. 
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die auf den Namen des Kaufers ausgestellt ist, Die Erlaubnis bleibt 
beim Verkaufer. 

Funktionare der Staatspolizei, die Schusswaffen ausschliessticl 
zu eigenem Gebrauch kaufeu, müssen wie Zivilpersonen, eine Er- 
laubuis der Verwaltungsbehörde vorlegen. Munition für kurze 
Schusswallen sowie blanke Sabel können Mililarpersoneu uud Funk- 
tionaren der Staalspolizei gegen Vorlegung eines Dienstausweises 
erhalten. 

Ohne besondere Genehmigung dürfen Waffen getragen werden 
von: 

1. Personen, die auf Grund 

berechtigt sind, 

2. Mitgliedern von Vereiuen, die zum Waffentragen in gewissen 
Grenzen berechtigt sind, 

A. Personen, die Sabel zur polnischen Nationaltrucht tragen. 

Zur Ausstellung vou Walfenscheinen sind folgende Behorden be- 
techligt: die Ortspolizeibehörden (Bürgermeister, Wojt, Stadipräs 
dent), in deren Polızeireviere der Antragsteller seinen standigeu 
Wohnsitz lat. Ausnahmsweise kann auch die Ortspolizeibehörde, 
in deren Bereich sich der Antragsteller nur zeitweise auflalt, nach 
Einholung einer Erkundigung bei der Polizeibeliorde des standigen 
Wohnorts des Antragstellers eineu Waffensehein ausstellen. 

Waifeuscheive dürfen huchstens für einen Zeitraum von einem 
Jahre unter Vorbehalt einer jederzeitigen Zurückziehung ausgegeben 
werden. Waifeuscheiue dürfen mur für Personen ausgestellt werden, 
die mindesteus dus 18. Lebensjahr beendet en, sich iu jeder 
Hinsicht einwandfrei führen, und die eine wesentliche Begründung 
tür das Walfentragen angeben, sofern diese von der zustandigen 
Behorde anerkant wird und sofern keine Befürchtung besteht, dass 
die Person mit der Waffe Missbrauch treibt, Personen unter IR 
Jahren können uur gegen Vorzeigung einer schriftlichen Erlaubnis 
des Vaters oder Vormundes einen Jagdschein erhalten 

Im Waffenschein muss angegeben sein: 

1, die Behorde, die den Wallenschein ausstellt, 

2. Kontrollunmmer, 

3. Vor- und Zuuame, Wohnort, Beruf, Geburtsdatum nnd Ge- 
burtsort des Eigentümers des Waffonsclelus, 

4. Beschreibung der Wafle, 

5. Gültigkeitstermin des Waffenschoins und die Bemerkung, dass 
derselbe jederzeit zurückgezogen werdeu kann, 

6. Genaue Beschreibuug der Person (Grosse, Gesicht, Haare, 
Augen, Mund Nasc, besondere Merkinale) oder anstatt dessen 
ein Lichtbild, 

7. Eigenhandige Unterschrift Wallen- 
schelus, uid 

8. Datum, Unterschrift 
hörde, 

Für den Waffeuschein wird vom Wojt eine Stempelgebuhr in 
dur entsprechenden Höhe sowie eiue Gebühr für das Formular er- 
hoben, 

Die Bürgermeister bzw. stadtischen Polizeiuinter erheben ent- 
sprechende Verwultungsgebuhren sowle eine Gebühr für das For- 
mular. 

Von diesen Gebühren sind diejenigen Beamten der Staats- oder 
Selbstverwaltungsbehörden befreit, die die Waffe bei Ausübung Ihres 
Berufes benotigen (z. B. viele Post- uud Eisenbahnbeamte). 

Wafenscheine, deren Gültigkeitsirist abgelaufen ist oder die 
vou der zuslandigen Behorde zurückgezogen wurden, sind uuver- 
ziüglich bei der Behorde des letzten standigeu Aufenihaltsortes des 
Berechtigten abzugeben. Die Zurückziehung dos Wälienscheins kann 
schriftlich initgeteilt werden oder protokollarisch erklart werden. 
Ein Waflenschein ist unübertragbar. Uebertretungen der obigen Vor- 
schriften werden mit einer Geldstrafe bis zu 60 zt und im Nichtein- 
treibungsfalle mit einer entsprechenden Arresisirale besirail. Ausser- 
dem kaun die gesctzwidrig getragene Waffe mit einem einstweiligen 
Arrest belegt werden, sowie die Beschlagnahme durch die Gerichts- 
behörden verordnet werden. Es ist verboten, mit Handgranaten, 
Gunimiknuppeln sowie jeglicher Art Schlag-, Mieb- und Schuss- 
walien sowie Wullen in Spazierstöcken usw. zu handeln und zu 
tragen. Uebertretungen dieser Vorschrift werden auf Grund des 
8367, Abs. 9 bis IN des Strafgesetzhuches bestraft. 


E Steuerwesen und Monopol | | 


Inventar. Lagerbuch und Einkommensteuer, 


Die zcklagte Behorde setzte: das Einkommen der Gesellschaft 
unter Ausserachllassung von deren Handelsbichern fest. Die Han- 
delsbücher wurden als unrechtmassig angesehen und als Grundlage 
zur Festsetzung des Einkommens der Umsatz der Gesellschaft, der 
«in der gegebenen Öperationszeit erzielt wurde, angenommen. Dre 
Unrechimassigkeit der Bücher begründete die Behörde mit dem 

angel emes Lagerbuches für Rohmaterialien, Gewebe una Hilis- 
terialien und mit cines rechlmassig angelerligten Inventars. 


ihres Amtes oder Berufes hierzu 


des Eigentümers des 


und Amtssiegel der ausstelleuden Be- 


Dazu ist zu bemerken, dass der Haudelskodex, der im chema- 

gen Konigreich Polen Gellungskraft besass und in diesen Falle an- 
ewandt wurde, in Art. 8 die Führung eines Tagebuches „unabhan- 
ig von Anderen Büchern, die im Haudelsgebrauch und nicht so sehr 


tig sind", die Zusammenlegung aller erhaltenen Briefe uud Koplen 
ler versandten Briefe nnd im Art. 9 die Führung eines Invenlar- 


für? 


buches forderi, Die Führung der in den genannten Bestimmungen 
enthaltenen Bücher und die Innehallung der dori festgelegten For- 
malitaten, stellt das Minimum der Forderungen dar, denen der Kant- 
mann Genüge tun ni damit seine Handeisbücher einen roclit- 
massigen Charakter hatten. Die Art der Führung der Bücher muss 
natürlich so sein, dass sie einerseits der Buchhaltungslehre, sowie 
den kaufmannischen Gebrauchen entspricht, anderseits nicht nur die 
Feststellung der Vollstandigkeit der Eintragungen und deren Ehr- 
IIchkeit, sondern auch die Feststellung des Sinnes und der Bedeu- 
tung vom Gesichtspunkt der massgebenden Bestimmungen des Eiu- 
kommensteuergesetzes aus, ermöglicht. 

In diesem Falle handelt es sich darum, auf Grund der Bucher 
den Wert der remanenten Rohmaterialien, Hiltsartikel, Halbfabrikule 
und Waren festzustellen. Die geklaxte Behorde behauptet, dass dus 
Fehleu von Lagerhilisbüchern die Bestätigung der durch die Gesell- 
schaft iu die Aktiven der Abschlussbilanz als Wert der genannten 
Vorrate aufgenommenen Summe, und die Prüftug des Verknufes 
und der Ergebnisse der Operation des Unternehmens unmöglich 
machte, Es ist zu bemerken, dass, soweit es sich um die Bestari- 
Kung der betreffenden Bilanzpositionen handelt, das rechlinassis iui- 
gefertigte Inventarbuch, in diesem Falle als Beweisdokument, dis 
die Zusammenstellung der Aktiven und Passiven des betreffenden 
Unternehmens anı Tage des Abschlusses der Operationszelt aufweist, 
anzunehmen ist. Auch das Iaventar des Unternehmens ist wass 
gehend für die Feststellung des zahlen- und wertmassigen Ruina 
nenzzusitandes, und sowelt es sich wiedernm um Feststellung dus 
Verlaufes der Operation des Unternehmens Innerhalb des Rechnungs- 
abselulces, tusbesondere um deu Umsarz der zur Herstellung ver 
hrauchten Rohmaterlalien, der schliesslich für die Feststellung des 
Eiukommnens des Stewerzahlers selbst keine grundsatzlichere Bedun- 
tung hat, handelt, kamm der wertmassige Umsarz der Rohmaterialien 
auf Grund der betreflenden Rechnungen des durch die Firma ge- 
führten Huuptbuches festgestellt werden, Der Mangel des Lust 
hucles für Rohmaterlalien, Halbiabrikate und Hillsartikel kann so- 
mit den Mefuud, dass die Handelsbiicher der Firma unrechtmassie 
sind, nicht begriluden, 

Anders stellt sich die Angelegenheit dar, wet h um das 
Inventar der Gesellschaft handelt, bezüglich de goklugte 
Behorde eingewendet hat, dass es den Forderungen des Art. 9 des 
Handelskodex nicht eutsprach, denn es enthielt weder die zahlen- 
massige, noch die wertmässige Spezifikation der am Tage dus 
Rilanzobschlusses gebliebenen Rolmaterlalien, Halbfabrikate uud 
fertigen Waren, sondern beschrankte sich lediglich auf die Wieder- 
holung der Eröffuungs» und Abschlussbilanz in den einzelnen Bilanz- 
summen, Diesen Einwaud hat das Oberste Verwaltungsgericht als 
begründet anerkannt, Aus dem Tnventarbegriff allein geht hervor, 
5 diese eine Auszahlung des beweglichen und unbeweglichen Vur- 
mogens, der Guthaben und Schulden des Unternehmens darstelle, 
im Gegensatz zu der Bilanz, die elne summarische Zusammen 
stelluag nach don Aktiv- und Passiv-Komteu ist: das Inventar antl 
dagegen ein genanes Bild des Vermögensstaudes dus Kaufmanns in 
elner gewissen Zeit durch Aufzahlung der einzelnen Telle von dessen 
Passiven und Aktiven darstellen. Wenn das Inventar eln Vermögens 
verzeichnis des Kaufmanns Ist, so geht daraus naturgem hervor, 
dass es ausser dem Wert der eluzalnen Teile auch zahlen- 
massigen Angaben der Gegenstande, die zu seinem Vermögen se- 
horen, enthalten soll. 

Da in diesen Falle das Inventar der Gesellschaft diesen Fordu- 
rungen nicht entsprach, zumal es uur die summarische Zusammen 
stellung der einzelnen Aktiv- und Passiv-Summen enthielt, somit, 
wie die geklagte Behörde in Ihrer Berufung auf die Klage mit Recht 
hervorhob, im Grunde eine Wiederholung der Abschlussshllanz dar- 
stellte, bestand Infolge des Mangels elnes rechtmassig angelertixten 
Inventars die Grundlage zur Anerkenmuig der Bücher zu Unrecht. 
Das Oberste Verwaltungsgericht hat also die Stellung der geklagten 
Behörde bezüglich der Nichtanerkennung der unrechtmassigen Hiu- 
delsbücher der Firma als begründet anerkannt. (Urteil des Obersten 
Verwaltungsgerichtes L. Rei. 4768/27). 


Kommissiousgut haftet nicht für Steuerschulden 
des Kommissionars! 
Eine beruhigende Entscheidung des Finanzministerlums. 


Vor einigen Monalen wurde das In- und Ausland durch ein Urteil 
des Obersten Verwaltungsgerichtes alarıniert, das unter Berufung 
auf Art. 92 des Gewerbesteuergeselzes entschied, dass den: Slaats- 
schatz das Erstheitiedigungsrecht bei rückständigen Steuern aus 
dem ganzen, dem Unternehmen gehbrigen, beweglichen Vermogeti 
zustehe. 

Eine derarlige Stellungnahme musste naturgemass ein slarkes 
Echo erwecken und das Vertrauen zu unseren wirtschaftsrechtlicheu 
Verhalinissen erschüttern, zumal iu der ganzen Welt Gegenstände, 
die dritten Persönen gehören, nicht gepfändet werden kötuen uud 
heschlaguahmeirei sind, Dem Ausland ging es hauptsächlich um 
die Untergrabung des Begrilis „Kommission“, denn aus dein genant- 
ten Art. 92, verbunden mit dem angeführten Urteil, war zu erseheu, 
dass Kommnissiousware, obgleich sie kein Eigentum des Komin 
nats darstellt, nicht nur in seinem Besitz, sondern auch sı K 
wm sei und zur Deckung der Steuerschuld des Kommi 
pfänder werden kann. 
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a) 


Es kann absolut nicht wunder nehmen, dass dieser Zustand das 
Ausland von der Abschliessung von Kommissioustransaktionen ab- 
schreckie, wahrend gegenwartig angesichts des katastrophaleu Geld- 
mangels Palen sehr viel an diesen Kommissionstransaktionen gelegen 
ist. Das Urteil des Obersten Verwaltungsgerichtes wurde durch aus- 
landische Zeitungen, Handelskammern, sowie Wirtschaitsorganisa- 
tionen veröffentlicht und gleichzeitlg vor dem Abschluss von Kam- 
nissionstransaktionen gewarnt. 

Dadurch angeregt, wandten sich die polnischen Wirtschaftskreise 
an das Pinanzminislerium imd wiesen auf die daraus enfstehend: 
Gefahr hin. In Anerkenmug der Wichtigkeit dieser Angelegenheit 
erlauferte uunmehr das Finanzministerium diese durch Schreiben 
vom 4. Dezember 1930, Nr. D. V. 1A214/l in folgender Weise: 

„Das Finanzministerium interpretiert den berufenen Geserzes- 
urtikel in der Weise, dass der staatlichen Gewerbesteier das ge 
liche Erscbefviedigungsrecht aus dem ganzen, beweglichen Vermbgen, 
das dem mit der Steuer behafteten Unternehmen gehört, zusteht, 


weun naturlich das Vermogen Eigentum des Steuerzahle teilt. 
Unzweilelhait wird diese Angelegenheit nunmehr auch wci- 
teren Mişsverstandnisse und Befürchtungen verursachen.“ Insbe 


sondere sind die von einer hiesigen Tageszciwug im Zusaminenkin 
mit der Ratifizierung des deulsch-polnischen Handelsvertrages durch 
Polen geausserten Bedenken hinsichtlich dessen praktischer Auswir- 
kung wegen dev beunruhigenden Interpreticrung des Art. 92 ilhi- 
sorisch 

Ein zweiles Moment, das wleich! 
über das sich das Ausland beklagt, ist das schleppende Gerichts- 
verfahren. Der schnelle Zivilproz. nicht nur vou grundsutz 
licher Bedeutung fiir das Inland, sondera auch dür das Ausland. 
Dori herrscht namlich die Deberzengung, dass das Gerichtsverfahren 
in Polen jahrelang dauere Diese Ansichten sind leider auch begrüu 
det, Betrachten wir nur zwei grundsatzliche Verfahren, manlıch 
den Wechselproz: und das Exekulions ialıren. Wechsel sind 
gegenwarlig, aug der unerhorien Geldknappheit, nahezu aus 
schliessliches Um: itle! geworden und der Gläubiger, der Wech 
sel erhalt, muss damit rechte, s der Wechsel eine Verpflichtung 
darstelle, die ihm die Möglichkeit cıner möglichst baldigen Reulisi 
rung seiner Forderung geben soll, Wir miissen von dem Standpunkı 
ausgehen, dass vor dem Weltkrieg Wechselproteste zn Ausnalime 
erscheinungen zublten und kein Kaufmann einen Wechsel zu Protest 
schen liess, weil dies ciuc Erniedrigung des Kaufınannstandes be- 
deutete, Betrachten wir nunmehr die heutigen Verhältnisse, so 
müsen wir feststellen, dass In dieser Richtung elne grundsatzlichu 
Acnderung eingetrelen ist, denn es ware heute tatsächlich sehr 
schwer, einen Kaufmann zu Findet, der keinen Wechselprotost aut- 
zuweisen hatte. Der gange Wechselprotest misste demnach ganzlich 
vereinfacht werden, dena beim Weclselprotest soll der Richler 
keine Einwendungen prüfen, die nicht aus dem Wechsel selbst 
kommen, da dieser eine abstrakte Rechtspflichtung darstellt, Pust- 
zustellen Ist jedoch, dass angesichts dieses Zustandes, die Arbet 
der Wechselnbleitungen enorm gestiegen ist, und der betreffende 
Richter ganze Berge von Wechseln erhalt uud ebensoviel Verhand- 
lungen pro durchführen muss. Dieser Zustand ist dem Ausland 
sehr wohl bekannt, und ausser dem falsch interpretierlen Artikel 92, 
Iinsichtlich dessen sich nunmehr das Finanzministeriun klar und 
deutlich erklärte, stellt, wie gesagt, auch das schleppende Gerichts- 
verfahren ehea Faktor dar, der den Zufluss vou Umsalzkrediten 
hemmt wad anf diese Weise eineu nalorischen Umsatzkanitalnangel 
verursacht. 

Wenn Für das Ansland die Erklarung des Finanzininisterinms 
eine gewisse Beruhigung darstellt, so ware es gleichfals erwunschht, 
dass auch das Justizminislerium entsprechende Verordnungen bezig- 
lich der Verbesserung des Rechtsverfahren herausgeben würde, 


lls zu beseitigen ware, mud 


Neue Vermögensstenerrate fällig. 


Das Finanzwinisteriun wacht duich Rundschreiben bekannt, 
dass jun üllernachster Zeit eine neuc Rale der Vermögenssleuer in 
Hühe von 0,3 Prozent des als Besteuerungsgrundlage augenommenen 
Vermögenswertes eingezogen werden wird. Die Steuer soll nur 
von der N. uud I. Konlingentgruppe, also von Handels- uud In- 
dustrieunternehmen und anderen stadtischen Berufen erhoben wer- 
deu. Die Landwirtschalt ist von der Zahlung der neuen Rate be- 
freit. Die Steuerrate Ist am 28, Februar d. Js. fallig. Die Steuer- 
zulller erhalten vorher einen schriftlichen Veranlagungshescheid. 


Verordnung über Steuerabschreibungen. 


Das Finanzministerlum hat eine bemerkenswerte Veriugung cr- 
lassen, die sicher von den Steuerzahleru aller Stenorkategorien auf 
‚das Ichhafteste begrüsst werden wird. Durch die Verorduung wur- 
deu die Finanzkamniern ermachtigt, den Steuerzahler im eigenen 
Wirkungsbereich auf Grind individueller Eingaben folgende Erleich- 
terungen zu gewahren: 1. Den Steuerzahleru der Hausgrundsteuer 
rückstandige Steuern im Betrage bls zu 200 Zloty abzuschreiben. 
2. Den Stenerzahlern der Umsatzstener rückstandige Steuern, die 
ımeintreibhar sind, bis zur Hohe vou 2000 Złoty abzuschreiben. 
$ Steuerzahlern, deren finanzielle Situation ungünstig ist, Stener- 
rückstande bis zu einer Hohe von 100000 Złoty iu Raten bis zu 
zwoli Monaten zu zerlegen. doch müssen die Raten so zerlegt 
werden. dass die letzte Rale am Ende des Budgetjahres fallig ist, 


Be! allen oben augegebenen Betragen werden Verzugsziusen, Exeku- 
tionskosten uud Kommunalzuschlage in den Betrag, bis zu dem eine 
Abschreibung ım eigenen Wirkungskreis der Finanzkammern möglich 
ist, nicht eingerechnel. 

Schliesslich sind die Kammern noch ermachtigi worden, in be- 
sonders berücksiehtigenswerten Fallen den Steuerzahlern eine Er- 
massiguug der Verzugszinsen zu gewaliren. 


Die Umsatzbesteuerung von Vertretern 
auslandischer Handelsfirmen, 


Für die Umsatzbestenerung von Vertretern auslandıscher Firmen 
selen folgende Grundsätze: 

Wenn die Vertreter keiug Handelsniederlussung und kein Lager 
für die Aufbewahrung der Waren unterhalt, der im eigenen nach 
im Namen der Firma Rechnungen ausstellt und anch nicht die Be- 
trage für gelicierie Waren einziehl, so wird er zur Umsatzsteuer 
für den Betrag der erhaltenen Provision in Hobe von 5 Prozent 
(einschliesslich der Komınunal- und anderen Zuschlaxe 64 Prozent) 
herangezogen (gemass $ 16 der Ausfuhrungshestimmungen zum Ge- 
werhesleuergeselz vom 8. August 1925). 

Ein vereinzeltes Inkasso eines Gullabens einer auslaudischen 
Firma durch die Haudelsvermittler bildet jedoch kein Hindernis für 
div Besteuerung von der Provision, wenn es aus besonderen Grin- 
den erfolgie und diese von der Steuerbehörde anerkannt wurden 
ETE des Finanzminislers vom 15, Juli 1927 LDPO. 
6816M), 

Wird eine der erwalhuten Voraussetzungen nicht erfistit, dauu 
zahlt der Handelsvertreter die Umsatzsteuer vom Warenimsatz in 
Hole von 29% Prozent. Das Gleiche ist der Fall, wenn der Ver- 
tretor von der auslandischen Firma eine Provision für dea Verkauf 
der Waron unmittelbar an inlandische Abnehmer erhalt (Runderlass 
des Finanzministers vom 21. Juni 1928 LDV. 0658), 


Kartoffelausfuhr umsatzsteuerirei, 


Laut Rundschreiben des Finanzininisteriums vom 12, 12, 3430, 
LDV. 9896/4130, ist die Ansfuhr von Kartoffeln nmsatzsteuerfrei, 
Diese Bestinmuug xilt für alle Exportgeschafte, die nach dem 


1. November 1930 getatigt werden. Die Ausfuhr muss durch Zoll- 


dcklaratlonen nachgewiesen werden. 


Keine Milltarstener fur 1950, 


Durch Rundschreiheu vom 15. 12. 1930, LOV. 23 004/1/30, hut 
das Finanzministerium bekamilgegeben, di die Militursteuer für 
das Jahr 1930 nicht erho! werden soll. Wahrscheinlich beahsich- 
tigt die Regierung, diese wenig ergiebige Steuer dea Gemeinden 
zu überlassen. Die Novelle zum Gesetz über die allgemeine Militar- 
dienstpflicht sicht diese Möglichkeit vor. 


Einheitliche Verzugszinsen von Sozialbeiträgen. 


Zu den wichtigsten Neuerungen des Eude vorigen Jahres er- 
lasseren Oesetzes über das soziale Versicherungswesen gehört die 
Vereinheitlichung des Prozeutsatzcs für Verzugszinsen. Der Zins- 
satz befragt 1 Fünftel mehr als der jeweilige gesetzliche Zinssatz. 
Da der gesetzliche Zinssalz gerenwartig 10 Prozent im Jahres- 
verhaltnis betragt, berechnen samlliche sozialen Versicherunssan- 
stalten vom 1, Dezeinber 1930 ab für alle rückstandigen Beitrage 
usw. 12 Prozent Verzugszinsen. 

Diese Vereinheitlichnug bedeutet teilweise eiue Erhöhung der 
bisherigen Verzugszinsen (Unfallversicheruug), teilweise bedeutet 
sie Jedoch eine erhebliche Ermassigung (Krankenkassen, Arbeitslosen- 
fonds). Die Bestimmung gilt nicht für Oberschlesien. 


Einkommenstewerbeniessung bei Mangel 
ordnungsgemaßer Handelshtcher, 


Der Oberste Verwaltungsgerichtshof hat entschieden, dass die 
Fesistellmg durch die Stewerbehörde, der Steuerzahler führe keine 
ordıungsgemassen Handelsbucher, ihn des Rechts beraubt, zu ver- 
langen, dass die jim Rechnungsahschluss ausgewiesenen Bilanz- 
xewinne als Grundlage für die Bemessung der Einkommensteuer 
angenommen werden, dass aber damit der Steuertrager nicht das 
Recht auf den im Artikel 63 der Verordnung ausgesprachenen Schutz 
einbüsse, In diesem Falle ist also die Behörde verpflichtet, dem 
Steuerzahler die entsprechend konkretierten Zweifel vorzulegen. 
damit ihm die Möglichkeit gegeben ware, diese aufzuklaren. Ein 
Ausserachtlassung dieser Verpflichtung bedeutet eine Verletzung des 
Verfahrens, das eine Aufhebung der Entscheidung, die die Vermes 
sung der Einkommensteuer enthalt, nach sich ziehen kann, 


IM Rechtswesen und Handelsbräuche. al 


Aufhebung des Mieterschutzes ? 


Wie wir erfahren, ist im Seim ein Oesetzesvorschlag eingebracht 
worden, der die Ablösung des Micterschutzes durch die Hausbesitzer 
vorsicht. Die Ablösung der Lasten des Mielerschutzes soll in Form 
einer besonderen Bestenerung der Hausbesitzer geschehen Jede 


12 n 


H.u. G. 


Nr. 2 


Ablösungssumme soll den doppelten Betrag einer Jahresmiete aus- 
machen. Sie soll innerhalb von fünf Jahren in zwanzig Vierteljahrs- 
raten bezahlt werden und zum Bau von Kleinwohnungen verwandt 
werden. Fünf Jahre nach Zahlung der Ablösungssumme soll der 
Micterschutz erloschen. 

Von seiten der Antragsteller wird der Reiuertrag aller Ab- 
Jäsungssummen mit rund einer Milliarde Zloty veranschlagt, die in 
den Staatlichen Baufonds fliessen sollen. 

Die Frage des allmahlichen Abbaus der bisherigen Mieterschutz- 
bestimmungen Ist ja bereits seit Jahren aktuell, aber diesem gross- 
zügigen Gesctzesvorschlag muss man doch ein wenig skeptisch 
gegenüberireten, und wir werden uns daher vorbehalten, zu gele- 
geuer Zeit die volkswirtschaillichen Möglichkeiten dieses Planes zu 
erörtern. 


Was darf und was muß in einem Zeugnis stehen? 


Jeder Angestellte wud Arbeiter erhält bei der Lösung seines 
Dienstverhaltnisses ein Zeugnis, in dem Art, Dauer und Ort seines 
Dienstes zu bezeichnen sind, Auf dieses Zeugnis hat er unter allun 
Umstanden Anspruch; kann er aber verlangen, dass das Zeugnis 
lobende Aeusserutgen über sein dienstliches Verhalten enthalt? 

Art. 24 der Verordnung über den Arbeitsvertrag der geistigen 
Arbeiter und Art. 21 der Verordnung über den Arbeitsvertrag der 
körperlichen Arbeiter besagen: 

1. Das Zeugnis muss enthalten (powinno zawierać): a) Art der 
Beschaftigung, b) Dauer der Beschaftigung, 

2. Das Zeugnis darf ohne Zustimmung des Arbeitnehmers nicht 
enthalten (nie wolo umieszczać w świadectwie): a) der geistigen 
Arbeiter — Zeichen und Bemerkungen, welche geeignet sind, dem 
Angestellten die Erlangung einer neuen Stellung zu erschweren, 
b) bei körperlichen Arbeitern — überhaupt Zeichen und Bemerkun- 
“geu, die über die oben angegebenen Feststellungen hinausgehen 
Mil Zustimmung des Arbeitnehmers oder auf dessen Wunsch dari 
der Arbeitgeber jedoch in beiden Fallen Bemerkungen hinzufügen, 
z R. die, dass der Arbeitnehmer sich gut geführt hat, dass er zur 
Zufriedenheit des Arbeitgebers gearbeitet hat usw. Jedoch kann 
der Arbeitgeber zur Hinzufügung derartiger Bemerkungen nicht 
gezwungen werden. 

Obige Bestimmungen beziehen sich nur auf das schriftliche 
Zeugnis; mündlich dürfen Auskünfte jeder Art, auch nachtellige, 
über den Arbeitnehmer erteilt werden, sofern sie nur wahr sind. 


Mangelhaiter Gläubigerschutz, 


Folgender uns mitgeteilte Fall ist für das vielfache Versagen 
des Glaubigerschulzes bei der Anordnung von Gerichtsaufsichten 
bezeichnend: 

Eine Firma geriet, nachdem sie sich reichlich mit Waren ein- 
gedeckt hatte, in Zahlungsschwierigkeiten. Aui den Vorschlag, 
zwecks Begleichung der protestierten-Wechsel die Waren zurück- 
zuerstatten, ging sie nicht ein, sondern stellte Antrag auf Zahlungs- 
aufschub, Zum Termin sandten die Glaubiger einen gemeinschaft- 
lichen Vertreter, der auf Grund des gesammelten Materials — un- 
genaue Bilanz des Schuldners usw. -- Einspruch erhob. Indessen 
zeigte es sich, dass bereits ohne Verhandlung oder auf Grund einer 
vorherigen, jedoch nicht bekanntgegebenen Verhandlung der Zah- 
luagsaufschub bereits bowilligt war; daher legten die Glauhiger 
gegen denselben Protest cin. Dieser Protest fand keine Erledigung: 
der Schuldner hingegen trat nach zwei Monaten au die Glaubiger 
mit einem Vorgleichsvorschlag heran, in dem er 20 Prozent bar 
und 20 Prozeut iu Wechseln, zusammen 40 Prozent bot. Von den 
Aktiven, die nack dem buchmassigen Bestande zu Beginn des Zah- 
lungsaufschubes zu emer 100 prozenligen Deckung der Forderungen 
ausreichten, waren also im Verlaufe von 60 Tagen 60 Prozent bei- 
seitegoschafft wordon. Trotz der erneuten Beschwerden der Glau- 
higer erlangte der Schuldner nach Ablehnung seines Vergleichs- 
vorschlages eine Verlangerung des Zahlungsaufschubes auf weitere 
3 Monate. Nach Ablauf dieser Zeit grili das Steueramt ein und 
nahm für die rückstandigen Steuern eine Pfandung der gesamten 
und vorhandenen Aktiva vor, deren Ertrag nun nicht einmal mehr 
zur Deckung der Steuerschulden ausreichte. Die Glaubiger gingen 
ganz leer aus. 

Zurückzufihren ist dieser Verlust hauptsachlich auf die zwei- 
malige Bewilligung des Zahlungsauischubes ohne Anhörung der 
Glaubiger, auf die Einsetzung eines nicht geeigneten Vermögens- 
verwalters sowie darauf, dass man es unterliess, die vorgelegte 
Bilanz gewissenhaft zu überprüfen, Eine erneute Mahnung, bei der 
Bewilligung von Zahlungsaufschuben mit der grössten Vorsicht zu 
verfahren! 


Die Verlangerung der Alkaholkonzessionen. 


Im Zusammenhang mit dem am 31. Dezember des Vorjahres 
erfolgten Ablauf des Termins für die Prolongierung von früher ge- 
Kundigten und gegenwärtig im Liquidationszustand befindlichen Kon- 
zessionen fur den Detailverkauf von Alkoholgetranken, hat das Fi- 
nanzministerium alle Finanzkammern mit Ausnahme der Finanz- 
abteilung des Schlesischen Wojewodschaftsamtes erinachtigt, weitere 
Liquidationsprolongierungen für ein halbes Jahr zu erteilen, d. h. bis 
zu Ende Juni 1. Js. Das Finanzministerium erlautert, dass hinsicht- 


lich jener Delailverkaufer, deren Rekurs gegen die Entscheidung des 
Finanzministeriums betreffend die Kündigung bzw. Absage der Kon- 
zessionserteilung schon durch den Obersten Verwaltungsgerichtshof 
abgewiesen wurde, die Prolaugierung der Konzessionen für das neue 
Halbjahr nur durch die Prasidenten der Finanzkammern, uud zwar 
nur ausnahmsweise in besonders berücksichtigenswerten Fallen, er- 
teilt werden kann. Gleichzeitig hat das Finanzministerium die 
natzkanmern beauftragt, dem Ministerium bis zum 15. Januar 1931 
nameitliche Ausweise jener Detailverkaufer zuzusenden, denen eine 
weitere Prolougierung über den 1. ‚Januar 1931 hinaus abgeschlagen 
wurde, bis zum 1. Februar 1931 wiederum namentliche Ausweise 
jener Verkaufer, denen ausnahmsweise der Liquidationstermin bis 
zum 30. Juni 1931 verlaugert wurde. Im Zusammenhang mit dieser 
Massnahme des Finauzministeriums hat das Innenministerium au die 
Wojewoden ein Rundschreiben gerichtet, in dem darauf hingewiesen 
wird, dass einige Wojewodschaftsamter, die Gesuche um weitere 
Erteilung der Liquidierungsprolongation abschlagig bescheiden, sich 
nicht immer von den Grundsatzen leiten lassen, die aus ihrem Tatig- 
keitsbereich resultieren, sondern in vielen Fallen noch weiter gehen, 
wobei sie zur Begründung einer Abweisung verschiedene Umstande 
anführen, wie z. B. die gute materielle Lage des Petenten, was in 
erster Linie der Ahschatzuug der Finanzkammer als den Konzes- 
sionsbehörden obliegt. Das Innenministerium beauftragt daher die 
Wojewoden und Verwaltuugsbehörden, dass sie bei Abgabe des 
Gutachtens zur Frage der Prolongierung von Konzessionen sieh 
strikte an die Vorschriften der Alkoholverordnung halten. 


Freiere Handhabung des Alkoholausschanks, 
Der neue Gesetzentwurf. 


Der Gesetzentwurf uber die Einschrankung des Verkauis, Aus- 
schanks und Verbrauchs alkoholischer Getranke hebt eine ganze 
Reihe von Vorschrilten auf, die wohl formell bisher verpflichten, 
aber in der Praxis nicht iunegehalten werden. Vor allem sieht also 
der Entwurf die Aufhebung des Verbots alkoholischer Getranke 
am Sonnabend vor, indem dieses Verbot nur für Feierlage in den 
Gottesdienststunden, d. h. von 6 Uhr morgens bis 2 Uhr nachmitlags, 
beibehalten wird. Ferner werden von dem grundsatzlich aufrecht- 
erhaltenen Verbot des Verkaufs alkoholischer Getranke im Bereich 
der Bahngebaude und den Zügen die Statiousbületis und die Speise- 
wagen ausgenommen. Zugleich wird das Bier von jeglichen Ver- 
kanisbeschrankungen befreit, was sicher zu cincin gesteigerteu Bier- 
verbrauch beitragen wırd. 


Entschadigung der Posener Rentenbriefe, 


In Berliner Finauzkreisen erwartet mau die Unterzeichnung des 
Abkommens zwischen dem Reich und Preussen über die Entschadi- 
gung für die Polen-Quoten ju den nachsten Tagen. 

Diese Version wird uus auch von zustandiger Stelle hestatigt. Es 


soll sich um ein ziemlich kompliziertes Vertragswerk handeln, wie 
es sich aus der Natur der Sache ergibt. Es ist davon auszugehen, 
dass ungefahr 15 Mill. Mark Posener Reutenbriefe einen Anspruch 
auf zirka 18 Mill. Mark fast ganz an Poleu ühergegangene Renten 
darstellen. Zunachst entfallt hierauf die übliche Wertpapier-Entscha- 
digung nach dem Kriegsschaden-Schlussgesetz, die sich auf Grund 
der genannten Ziffern auf zirka 15 Prozent des Rentenbricf-Nominale 
stellen ddrfte. Weiter wareu die an Palen abgetretenen Aufwer- 
tungssummen nach der polnischen Gesetzgebung festzustellen, die 
für die Entschadigung nach dem deutsch-polnischen Liquidatious- 
abkommen zugrunde zu legen waren. Die sogenanute Schlusseut- 
schudigung wird hierauf angerechnet. Man schatzt, dass die Renten- 
gutsrenten auf diese Weise cinen Betrag darstellen, der eine zu- 
satzliche Quote von 10 Prozent auf die Rentenbriefe ermöglicht, 
wahrend die Reallasten-Ablösungsrenten noch 6 bis 7 Prozent dar- 
stellen. Letzterer Posten war, weil hier die polnische Aufwertung 
hetrachtlich über die deutsche hinausgeht, zwischen Reich und 
Preussen streitig, und die lange Verzögerung der Abfindung scheint 
auf Meinungsverschiedenheiten in dieser Beziehung zurückzugeben. 
Die nominelle Entschädigungsquote würde also 31 bis 32 Prozent 
erreichen, wobei aber zu hedenken ist, dass viele Jahre lang keine 
Zinsen gezahlt wurden und dass deshalb praklisch diese Ouote nicht 
besser ist als die durchschnittlich bei der Aufwertung erzielten 
Quoten für die übrigen preussischen Rentenbriefe. Fine Ausschüt- 
tung von Reichsschuldbuchforderungen kommt, wie wir hören, nicht 
in Betracht; sie würde die Angelegenheit wegen der verschiedenen 
Höhe der Schadensummen allzu sehr komplizieren. Auch sollen die 
vom Reich eventuell zu gewahrenden Schuldhuchlorderungen von 
der Landesrentenbank nicht etwa zugunsten der Masse verkauft 
werden. Es scheint vielmehr beabsichtigt zu sein, eln neues Papier 
auszugehen, das eine Nominalentschadigung von 27 his 28 Prozent 
auf die Posener Rentenbriefe bringen dürfte. Die Ziffern für Ost- 
und Westpreussen hegen uns auch schatzungsweise noch nicht vor. 
Bei einer Entschadigung in gleicher Höhe würde, wenn man die 
bereits erfolgte Ausschüttung für die deutsche Quote berücksichtigt, 
auf 100 Rm. Anleilschein eine Quote von 35 bis 40 Rm. enlfallen. 
Die genauen Ziffern werden erst nach Unterzeichnung des Abkom- 
mens zwischen Preussen und Reich bekanntgegeben werden. 


